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Einleitung 
Im Rahmen städtebaulicher Wettbewerbe lassen sich die 
Kommunen Vorschläge für Nutzung, Gestaltung und Be-
bauung verfügbarer Areale ausarbeiten. Die Planungen kön-
nen ganze Stadtteile oder auch konkrete einzelne Bauvorha-
ben betreffen. Am Wettbewerb nehmen in der Regel Stadt-
planer, Architekten und Landschaftsplaner teil. Die Art der 
Wettbewerbe reicht vom relativ freien Ideenwettbewerb bis 
zum Realisierungswettbewerb mit entsprechend engen Vor-
gaben. Wenn der Schallschutz fachlich vertreten ist, so gibt 
es die Möglichkeit als Sachverständiger bei der Erarbeitung 
der Wettbewerbsunterlagen, bei der Vorprüfung und beim 
Preisgericht tätig zu werden oder die am Wettbewerb betei-
ligten Büros bei ihren Entwürfen zu unterstützen. Am positi-
ven Beispiel eines in München durchgeführten Realisie-
rungswettbewerbs werden die Einflussmöglichkeiten einer 
schalltechnischen Beratung aufgezeigt. Hierbei wird auf die 
Schwierigkeit eingegangen, dass unterschiedlichste Entwür-
fe schalltechnisch zu vergleichen sind (Stichwort: Adaptive 
Bewertung). Abschließend wird der Frage nachgegangen, 
wie die Belange des Schallschutzes in den Grundsätzen und 
Richtlinien für Wettbewerbe berücksichtigt werden.  

Realisierungswettbewerb „Am Stiftsbogen“ in 
München 
Auslober war der Freistaat Bayern, vertreten durch das 
Staatliche Hochbauamt München I. Es handelte sich um 
einen einstufigen, begrenzt offenen Realisierungswettbewerb 
mit vorgeschaltetem Bewerbungsverfahren für 30 Teilneh-
mer und 6 Zuladungen. Wettbewerbsgegenstand war die 
künftige Nutzung und Gestaltung der Bebauung und der 
Freiflächen auf dem 12 ha großen Gelände am Stiftsbogen. 
Dieses Gelände grenzt im Norden an die Lindauer Autobahn 
(A96) mit einer Verkehrsmenge von 100000 Kfz pro Tag. 
Auf der Grundfläche sollten insbesondere öffentliche Grün-
flächen zur Naherholung, 500 Wohnungen, Wohnplätze für 
500 Studenten und eine Polizeidienststelle untergebracht 
werden. 

Eine stadtplanerische Bewältigung der Schallschutzanforde-
rungen im Städtebau wurde mit näheren Ausführungen als 
Wettbewerbsaufgabe formuliert. Über das benannte Beurtei-
lungskriterium „Vollständigkeit der Leistungen und Pro-
grammerfüllung“ gehörte der Schallschutz somit auch zu 
den Beurteilungskriterien. Bei der Bewertung der Wettbe-
werbsarbeiten wurde ein Schwerpunkt auf den Schallschutz 
gelegt. Unabhängig von der Bewertung der Fachpreisrichter, 
sollte – im Rahmen der Vorprüfung – der von jeder Wettbe-
werbsarbeit erzielte Schallschutz rechnerisch ermittelt und 
bewertet werden. Die Ergebnisse sollten in einem Vorprü-
fungsbericht dokumentiert werden und bei den Rundgängen 
der Preisgerichtssitzung vorgetragen und ggf. erläutert wer-
den. Neben der organisatorischen Anforderung, 33 Entwürfe 
innerhalb eines Monats zu bearbeiten, stellte sich auch die 

Frage, wie man verschiedenartige Entwürfe vergleichen 
kann. Die Unterschiedlichkeit zeigt sich stellvertretend an 
den Abbildungen 1, 2 und 3. In der Abbildung 1 ist ein Foto 
des Preisträgermodells zu sehen. Die Abbildungen 2 und 3 
zeigen die mit dem Programm CadnaA erstellten digitalen 
Berechnungsmodelle zweier anderer Entwürfe inklusive 
Schallpegelverteilung im Gelände und an den Fassaden. 

 

Abbildung 1: 1. Preis des Wettbewerbs „Am Stiftsbogen“, 
Architekten Goergens und Miklautz, München, BAB unten 
im Bild 

 

Abbildung 2: Berechnungsergebnis für einen Entwurf mit 
stark abgerückter Bebauung, BAB rechts im Bild 

 

Abbildung 3: Berechnungsergebnis für einen Entwurf mit 
Terrassenbauweise, BAB links im Bild 
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Adaptive Bewertung 
Um den Zielen des Wettbewerbs gerecht zu werden, muss 
sich die schalltechnische Bewertung auf die Wettbe-
werbsaufgabe, die örtlichen Verhältnisse und das Ensemble 
der Wettbewerbsentwürfe ausrichten. Dies hat zur Folge, 
dass die Wettbewerbsentwürfe abschließend bewertet wer-
den können, wenn alle Entwürfe vorliegen. Erst dann zeigt 
sich, inwieweit die Kriterienauswahl (z. B. Berücksichtigung 
passiver Schallschutzmaßnahmen) vollständig ist. Die Be-
wertung muss auch die in den Entwürfen dargelegten Lö-
sungen innerhalb der Gebäude angemessen berücksichtigen. 
Es muss ausgewählt werden, welche Kriterien (z. B. Über-
schreitung von Orientierungswerten) direkt miteinander 
verglichen und am Schluss in der Summe zu einer Bewer-
tung zusammengeführt werden können. Neben den absoluten 
Grenzen, bei denen Maßnahmen ausgelöst werden, ist die 
Bewertungsskala so zu wählen, dass sich die dargebrachten 
Entwürfe abbilden und es nicht ausschließlich zu ein und 
derselben Bewertung führt. Auf andersartige Lösungen muss 
gesondert eingegangen werden können.  

Im vorliegenden Fall wurden die Kriterien Aufenthalt im 
Freien und Aufenthalt im Gebäude bewertet. Der Aufenthalt 
im Freien wurde unterteilt in die Bereiche Grünfläche/Park, 
Umgebung der Gebäude und ebenerdiger Außenwohnbe-
reich. Zusätzlich wurde das Wettbewerbsgebiet in die drei 
Zonen Nord, Mitte und Süd aufgeteilt. Es wurden die einzel-
nen Aufenthaltsbereiche innerhalb der jeweiligen Zonen 
bewertet und die Ergebnisse am Ende zu einer Gesamtbe-
wertung zusammengefasst. Diese Bewertung erfolgte mit 
einer Skala von 1 bis 5 für den Pegelbereich tags < 50 dB(A) 
bis < 70 dB(A). Die Qualität beim Aufenthalt im Gebäude 
wurde über die Beurteilungspegel an den Fassaden bewertet. 
Hierbei wurden Überschreitungen von Orientierungswerten 
und Grenzwerten sowie Ausgleichsmöglichkeiten durch 
Grundrissgestaltung mit einer Bewertungsskala von 1 bis 5 
berücksichtigt. Die obige aufgeführte Zonenbildung wurde 
ebenfalls verwendet und es erfolgte auch eine Zusammen-
fassung auf einen Wert. Das Ergebnis war Grundlage einer 
textlichen Gesamtbeurteilung von ca. 10 Zeilen, die in den 
Vorprüfungsbericht aufgenommen wurde. Beim Preisgericht 
wurde diese Gesamtbeurteilung vorgetragen und bei Bedarf 
weitere Fragen zum Schallschutz diskutiert. 

Grundsätze und Richtlinien für Wettbewerbe 
Für Bundesbaumaßnahmen gelten die „Grundsätze und 
Richtlinien für Wettbewerbe und den Gebieten der Raum-
planung, des Städtebaues und des Bauwesens – GRW 1995“ 
in der novellierten Fassung vom Dezember 2003. Anderen 
öffentlichen Auslobern wird die Anwendung empfohlen. 
Über die Novellierung der GRW 1995 wurde Einigkeit mit 
der Bundesarchitektenkammer, der Bundesingenieurkam-
mer, den Ländern, den kommunalen Spitzenverbänden und 
der Wohnungswirtschaft erzielt. Die GRW enthalten u. a. 
folgende Regelungen: 

Der Auslober bestellt die Preisrichter, deren Vertreter, die 
Sachverständigen und die Vorprüfer sowie deren Hilfskräfte. 
Sachverständige sollen anerkannte Fachleute ihres Fachge-
biets sein. Sie sollen den Auslober bei der Vorbereitung des 
Wettbewerbs sowie die Vorprüfung und das Preisgericht 

beraten. Die Vorprüfer und Sachverständigen können aus 
sachlichen Gründen vom Auslober ersetzt oder ergänzt wer-
den. Die Gründe sind im Protokoll der Preissitzung an-
zugeben. Die Sachverständigen sowie die Vorprüfer und 
deren Hilfskräfte dürfen später keine vertraglichen Leistun-
gen für die dem Wettbewerb zugrunde liegende Aufgabe 
übernehmen. Ausgenommen sind Personen die im ständigen 
Dienst- oder Vertragsverhältnis zum Auslober stehen oder 
die eine projektbegleitende Beratung wahrnehmen. 

In der Bekanntmachung des Wettbewerbes müssen unter 
anderem die „Kriterien für die Bewertung der Vorhaben“ 
benannt werden. Das Preisgericht trifft seine Entscheidungen 
ausschließlich aufgrund dieser Kriterien und der als bindend 
bezeichneten Vorgaben des Auslobers. Modifikationen der 
Beurteilungskriterien sind nach der Bekanntgabe nicht zuläs-
sig. 

Die Beurteilungskriterien sollen vor der Versendung der 
Auslobungsunterlagen mit den Preisrichtern beraten werden. 
Hierbei ist die Aufnahme von Beurteilungskriterien aus einer 
Liste zu prüfen. Diese Aufzählung enthält u. a. die zwei 
Punkte „Qualitative Bedarfsanforderungen (baulicher Stan-
dard)“ und „Umweltverträglichkeit“, mit denen auch die 
Belange des Schallschutzes vertreten sein sollen.  

Fazit 
Städtebauliche Planungen sind in der Regel nicht frei von 
den Zwängen, die aus vorhandenen oder künftigen Ge-
räuschbelastungen, insbesondere aus dem Verkehr resultie-
ren. Wenn der Belang des Schallschutzes bereits im städte-
baulichen Wettbewerb qualifiziert berücksichtigt wird, sind 
– wie am Beispiel Stiftsbogen gezeigt wurde – umsetzbare 
und für die Bewohner akzeptable Ergebnisse möglich. Um 
die Belange des Schallschutzes im städtebaulichen Wettbe-
werb angemessen berücksichtigt zu finden, sind folgende 
Punkte erforderlich: 

- Der Schallschutz muss durch einen sachverständigen 
Berater vertreten sein 

- Die Wettbewerbsunterlagen müssen qualifizierte Infor-
mationen über die Geräuschbelastung im Wettbewerbs-
gebiet und ihre voraussichtliche Veränderung beinhalten 
(z. B. Schallimmissionsplan). Ggf. müssen diese vor der 
Auslobung erstellt werden. 

- Der Schallschutz muss als Beurteilungskriterium aufge-
führt werden (Spezifizierung des Begriffs Umweltver-
träglichkeit ist erforderlich). 

- Einzelbegutachtungen zu den Wettbewerbsentwürfen 
können in besonderen Situationen angebracht sein. 

- Adaptive Bewertungsverfahren müssen diskutiert und 
ausgebaut werden. 
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